
 
 

 

 

 
Bern,  
 
 
Adressat/in: 
die Kantonsregierungen 
 
Anpassung der Verordnung über Massnahmen zur Wahrung der inneren Sicherheit (VWIS) im 
Rahmen des Gesetzgebungsprojekts BWIS I: Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens 
 
Sehr geehrte Damen und Herren Regierungsräte 
 
Der Bundesrat hat am 29. März 2006 das EJPD beauftragt, bei den Kantonen ein Vernehmlassungs-
verfahren durchzuführen. 
 
Die Vernehmlassung dauert bis zum 29. Mai 2006. Stellungnahmen, die nach Ablauf dieser Frist ein-
treffen, werden nicht berücksichtigt. 
 
Die Anpassung der Verordnung stützt sich auf die Revisionsentwurf zum Bundesgesetz vom 21. März 
1997 über Massnahmen zur Wahrung der inneren Sicherheit (BWIS; SR 120). Die vom Bundesrat am 
17. August 2005 an das Parlament überwiesene Vorlage schafft die Grundlagen für die Bekämpfung 
von Gewalt im Zusammenhang mit Sportveranstaltungen und verbessert die Möglichkeiten zur Be-
schlagnahme von Propaganda, die zur Gewalt aufruft. Mit der Anpassung der Verordnung werden die 
Ausführungsbestimmungen zur oben erwähnten Gesetzesrevision in die VWIS integriert. 
 
In der Beilage unterbreiten wir Ihnen den Revisionsentwurf samt Erläuterungen zur Stellungnahme. 
Zusätzliche Exemplare der Vernehmlassungsunterlagen können über die Internetadresse 
http://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html bezogen werden. 
 
Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme an: 
Bundesamt für Polizei, Frau Ruth Altmann, ruth.altmann@fedpol.admin.ch, Fax: 031 322 53 04. 
 
 
Für Ihre wertvolle Mitarbeit danken wir Ihnen im Voraus bestens. 

 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
 
 
Christoph Blocher 
Bundesrat 
 
 
 
Beilagen: 
- Vernehmlassungsentwurf und erläuternder Bericht (d, f, i) 
- Liste der Vernehmlassungsadressaten  

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement (EJPD) 


